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Alljährlich rollt der Castor-Trans-port seit vier Jahren im Novembervon Frankreichs Wiederaufberei-tungsanlage ins Wendland. Beglei-tet wird er – vor allem auf derStrecke zwischen Lüneburg undGorleben – von einem riesigen Poli-zeiaufgebot. Die Außerkraftsetzungvon Grundrechten bildet das all-jährliche Geleitkonzert. Dieses Jahrwurde das Demonstrationsverbot,mit dem die Bezirksregierung Lüne-burg die Grundrechte im Landkreisaushebelte, vom Verwaltungsgericht(VG) Lüneburg für nichtig erklärt.Ein paar Tage konnte sich die Hoff-nung auf legale Möglichkeiten desProtestes an Schiene und auf Straßehalten, dann hob das Oberverwal-tungsgericht den Beschluss des VGauf. Die Demonstrationen verbie-tende Allgemeinverfügung trat wie-der in Kraft.
Das VG hatte zumindest einigeder Widersprüche in der Allgemein-verfügung erkannt und geltendgemacht. Ein friedlicher und gewalt-freier Protest, wie ihn auch die Poli-zei in den letzten Jahren geschilderthat, könne einen solchen funda-mentalen Eingriff in Grundrechtenicht rechtfertigen. Mit den darge-legten erwarteten Protestformenmüsse die Polizei mit milderen Ein-griffsmitteln als mit einer Allge-meinverfügung fertig werden kön-nen. Für den Widerspruch gegenden Beschluss des VG legte die Poli-zei daraufhin neue Begründungenvon drohenden Gewalttaten nach.Glaubwürdiger waren diese nicht. 

Eine zurückhaltende Polizei

Das Komitee für Grundrechte undDemokratie war erneut mit einigenDemonstrationsbeobachterInnenim Wendland unterwegs. UnsereEindrücke waren zwiespältig. Ober-flächlich konnten wir vor allem mit

Erstaunen beobachten, dass diePolizei sich in diesem Jahr weitge-hend zurückhielt. Bei der Auftakt-demonstration am Samstag,6.11.2004, konnte der großeDemonstrationszug ohne Behinde-rungen durch die Polizei, auch ohneenge Begleitung oder polizeilichesDrängen zweimal die Bahnübergän-ge passieren. Die anschließendeangekündigte Fahrt der Traktorenund die zwischenzeitlich entstande-ne Trecker-Blockade in Langendorfführten ebenfalls nicht zu gewaltsa-men Eingriffen der Polizei. AmSonntag, 7.11.2004, konnte sowohlin der Göhrde – an der Bahnstreckevor Hitzacker – als auch auf derStraßentransportstrecke vielfältiger,bunter und phantasievoller Proteststattfinden. Die Polizei blieb meistim Hintergrund, räumte auf denWaldweg gelegte Äste, ritt durchden Wald, ohne dabei auf Men-schen zuzureiten, sperrte Wege, aberbemühte sich um eine Einzelfallprü-fung, wenn jemand durchgehenoder -fahren wollte. In Langendorfkonnte sich eine Traktorenblockadeetablieren. Die Polizei beschränktesich darauf, diese im Blick zu behal-ten, begann jedoch keine martiali-sche Räumung. Auch Montag,8.11.2004, konnten die Sitzblocka-den stattfinden. Im Vergleich zuden sonst erlebten weiträumigenAbsperrungen fanden solche dies-mal lange nicht statt. Bürger undBürgerinnen hatten die Chance,dorthin zu kommen, wo sie hin-kommen wollten. Wir sahen immerwieder, dass Sitzblockaden - in Lan-gendorf, Gussborn und  Laase -ohne übermäßige Gewalt geräumtwurden. 
Auch der ErmittlungsausschussGorleben und der Anwaltliche Not-dienst Gorleben kommen am9.11.2004 in einer Presseerklärungzu dem Schluss: „Wohl aber ist esmöglich, mehr als bisher die Grund-

INFORMATIONEN

Petitionsübergabe
Über neun Monate haben wir fürdie Unterstützung einer Petitionzugunsten der „UN-Konventionzum Schutz der Rechte aller Wan-derarbeitnehmer und ihrer Famili-en“ geworben, welche die Bundesre-gierung zu ratifizieren bislang nichtbereit ist. Über 1.400 Bürgerinnenund Bürger haben sich der Sammel-petition ebenso angeschlossen wieverschiedene Bürger- und Men-schenrechtsorganisationen (darun-ter die Humanistische Union, Akti-on Courage, der Jesuiten Flücht-lingsdienst Deutschland und dieRespect-Initiative Berlin). Am 7.Dezember 2004 haben wir sie miteiner Pressekonferenz übergeben.

Dirk Vogelskamp

Verschiedene Gesichter eines Castor-
Transportes - im November 2004 Wir wünschen allen

friedliche, besinnliche
und heitere Feierta-
ge! 
Für das Neue Jahr
wünschen wir Ihnen
und uns, dass die
Welt ein wenig friedli-
cher werde!
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rechte der Bürger, vor allem dasRecht auf Demonstrationsfreiheit,Meinungskundgebung und Bewe-gungsfreiheit bei derartigen Trans-porten zu respektieren.“
Eine zurückhaltende Polizei?

Dieses Lob auf eine Polizei, die ihreAufgaben erfüllt, hat gleich mehrereHaken. Müssen wir uns wirklichschon darüber freuen, wenn diePolizei das tut, wozu sie befugt ist,nämlich nur das notwendige, damitdie Bürger und Bürgerinnen ihreGrundrechte in eigener Regie undin der von ihnen gewünschten Formin Anspruch nehmen können?Schilderungen über nicht erfolgteharte Eingriffe der Polizei und Mög-lichkeiten der Bürger und Bürgerin-nen, ihren Protest zum Ausdruck zubringen, verweisen vor allem auf alldie rechtswidrigen und gewalttäti-gen Ein- und Übergriffe, die wir inden letzten Jahren beobachtethaben. 
Hinzu kommen schnell Zweifelan diesem vermeintlich positivenBild. Diese werden verstärkt durchdie Schilderungen von Demonstrie-renden, gegen die mit körperverlet-zender Gewalt vorgegangen wurde.Solche Gewalt-Eingriffe sind keineAusnahmen. Es stellen sich Fragen:Ist das positive Bild nur eines deroberflächlichen Darstellung gegen-über der Öffentlichkeit? Hat diesepolizeiliche Zurückhaltung nur dortstattgefunden, wo diese Öffentlich-keit beobachtend präsent war? Istdie andere Seite derselben Medailleeine erhöhte polizeiliche Gewaltbe-reitschaft gegenüber Einzelnen undim Dunkeln?
Beobachtet oder unmittelbarerfahren haben wir, dass die Achseeines Traktors auf einem Feldaußerhalb der Demonstrationsver-botszone mit einem Panzerschaufel-wagen zerstört wurde. Auf demsel-ben Feld wurden eine junge Frauund ihr Freund in einem Traktorvon einem Polizisten mit der Waffebedroht. Er hatte seine Dienstpisto-le direkt auf das Führerhaus desTraktors gerichtet. Wir beobachte-ten, dass die Räumungen in Gus-born sehr unterschiedlich erfolgten,auch mit körperverletzender Gewaltund in einem Fall vermutlich unterEinsatz von Reizgas. Schon Montagnachmittag war der Zugang zu der

Demonstration in Langendorfkaum noch möglich. Vor allem warauch der Zugang zu Orten 50 Meterrechts und links von der Transport-strecke häufig nicht möglich - dortaber hätten Demonstrationen auchnach der Verbotsverfügung möglichsein müssen.
Von mehreren Demonstrieren-den hörten wir nach Abschluss desTransportes, bei Räumungen seienkörperverletzende Polizeigriffe ange-wandt worden. Der Handbeugehe-bel, der langandauernde Schmerzenverursacht, scheint ein von der Poli-zei immer häufiger angewendeterPolizeigriff zu sein, mit dem Polizei-beamte ihre Gewalt und ihre Machtgegenüber unliebsamen Sitzblockie-rerInnen zum Ausdruck bringen.Uns wurde berichtet, dass ein Poli-zeibeamter bei einer solchen Räu-mung in etwa geäußert hat: „So, dieKamera ist jetzt weg, jetzt sieht kei-ner mehr zu, jetzt können wiranders mit Dir umgehen.“ Berichtetwurde, dass in Gusborn nächtensKinder gefesselt wurden. 
Zu den Zweifeln an der so schöngefärbten Oberfläche führt auch dieallgegenwärtige Überwachung.Immer wieder wird uns berichtet,dass Polizei schon lange vor demTransport sofort zur Stelle ist, sowieetwas „Verdächtiges“ geschieht.Jedes Plakat, jede Fahne, jedes Zei-chen, das man am eigenen Hausbefestigt oder im Garten aufhängt,wird von der Polizei fotografiert.Spätestens der Spaten, mit dem dasLoch für einen Fahnenmast im eige-nen Garten gegraben werden soll –für eine Anti-Akw-Fahne – ruft diePolizei auf den Plan. Der Eindruck,ständig unter Kontrolle zu stehen,selbst nicht mehr zu wissen, wiediese Überwachung funktioniert,ist etwas, was große Beunruhigungauslöst. Kommt die Polizei manch-mal nur zufällig im richtigenMoment oder überwacht sie tatsäch-lich alle und jeden Ort? So schreibtauch U. Zitterbart im wendländi-schen Tagebuch (taz nord, 2.11.04)„Aber diese Beobachtung, unter derman ständig steht, die wühlt einenauf.“ In der Kommunikation derBürger und Bürgerinnen unterein-ander, bei Absprachen in Gruppenund der Planung des Protestes hatder Staat, hat die Polizei nichts zusuchen. Die ständige Überwachungund der Einsatz von verdecktenErmittlern muss das Misstrauen

gegeneinander fördern, sie behin-dern die Kommunikation und för-dern Geheimhaltung. Auch deshalbsind solche Maßnahmen antidemo-kratisch.
Ein todbringender  Zug

Immer wieder haben die Bürger-initiativen vor der tödlichen Frachtdieses Transportes und der dahinterstehenden tödlichen Logik gewarnt.Die Bilder erhielten erschreckendeAktualität, als sich am späten Nach-mittag des 7.11.2004 die Nachrichtvom Tod von Sébastien B. herum-sprach. Die Trauer im Wendlandwar groß, auch der Zweifel ob derProtest angesichts eines solchenGeschehens aufrecht zu erhalten ist.Wut über die Ignoranz einer Atom-industrie, von Staaten und Polizei-en, die über Leichen gehen, war da.Sie äußerte sich nicht in Aggressi-vität, sondern in Nachdenklichkeit– und in Empörung über diejeni-gen, die den Zug unbeeindruckt wei-terfahren ließen. 
In der Süddeutschen Zeitungerfolgte schnell der widersinnigeRuf, Demonstrationen angesichtseines solch gefährlichen Zuges ganzzu lassen. Zu fragen ist jedoch, obein solch umstrittener Transportmit seiner tödlichen Fracht erfolgendarf. Ein Transport, der den Ver-zicht auf Grundrechte notwendigmacht, wäre in einer Demokratieabzusagen. Wenn er jedoch stattfin-det, dann haben die Sicherheit desZuges, die Sicherheit der Menschen,die entlang dieser Strecke wohnen,und der Bürger und Bürgerinnen,die gegen die Nutzung der Atom-energie protestieren, absoluten Vor-rang. Dieses Interesse muss danndas Tempo bestimmen, nicht dieEile des Transportunternehmens.100 Km in der Stunde ist zu schnell.Wenn Begleithubschrauber, die fürdie Sicherheit sorgen sollen, tankenmüssen, dann muss auch der Zugstehen bleiben. Schuld an diesemUnglück ist auch der von den fürden Transport Verantwortlichenangeheizte Wettbewerb um einenimmer schnelleren Transport.

Elke Steven
Ausführlich haben wir zum Demonstra-
tionsverbot per Allgemeinverfügung und
somit zum Demonstrationsrecht Stellung
genommen. Der Text steht auf unserer
Internetseite und kann im Büro angefor-
dert werden.



Erklärung der 
internationalen 
Delegation zum Ende des
Verfahrens 
gegen Gabriele Kanze
Madrid, den 29.11.2004
Der Prozess gegen die deutscheStaatsangehörige Gabriele Kanze,der heute, am 29.11.04, vor derAudiencia Nacional in Madridbegann, endete nach nur wenigenStunden mit der Entscheidung, sienach 2 Jahren und acht Monatenaus der Untersuchungshaft zu ent-lassen. Sie wurde zu einer Strafe von2 Jahren und acht Monaten verur-teilt, die durch die bereits erlitteneAuslieferungs- und Untersuchungs-haft verbüßt ist. Damit entsprichtder vom Gericht festgestellteSchuldumfang „rein zufällig“ derDauer der bereits erlittenen Haft. 

Dieses Ergebnis kam zustande,weil die Staatsanwaltschaft vor Pro-zessbeginn anbot, wesentliche Teileder Anklage fallen zu lassen, näm-lich Waffen- und Sprengstoffbesitz,wenn Gabriele Kanze auf eine weite-re Beweisaufnahme verzichten undeine Verurteilung wegen Unterstüt-zung einer „bewaffneten Bande“akzeptieren würde. Im Gegenzugdafür sollte sie sofort freigelassenwerden. Die Strafe sollte der bereitserlittenen Haftdauer entsprechen. 
Dieses Angebot kam, ohne dasssich an dem zugrunde liegendenSachverhalt irgendetwas geänderthatte. Es blieb der Anklagevorwurfder Unterstützung einer bewaffne-ten Bande, für den das Gesetz eineMindeststrafe von sechs Jahren vor-sieht. Da die Tat auf Bitten ihresFreundes und jetzigen Ehemannesbegangen worden sein soll, reduzier-te das Gericht diese Mindeststrafe.
Gabriele Kanze und ihre Vertei-digerinnen haben dieses Angebotakzeptiert. Die Erfahrung vor demspanischen Sondergericht Audien-cia Nacional zeigt, dass eine Verur-teilung selbst aufgrund einer einzi-gen unter Folter erpressten Aussageübliche Praxis ist. Damit war dasRisiko einer Verurteilung zu einerwesentlich höheren Strafe zu groß.
Wir sind der Auffassung, dassmit diesem Urteil nicht Rechtgesprochen wurde.
Schon die Auslieferung von

Gabriele Kanze durch die Schweizan Spanien wurde durch unhaltbareVorwürfe – angeblicher Sprengstoff-und Waffenbesitz – rechtsmiss-bräuchlich von der spanischenStaatsanwaltschaft durchgesetzt.
Die Berliner Staatsanwaltschafthatte das Ermittlungsverfahren inallen diesen Punkten bereits man-gels Tatverdachts eingestellt. Wiewindig die Beweislage tatsächlichvon Anfang an war, zeigt, dass diesePunkte jetzt von der spanischenStaatsanwaltschaft selber fallengelassen wurden.
Die Auslieferung erfolgte trotzder Tatsache, dass die belastendenAussagen gegen Gabi Kanze unterFolter zustande gekommen waren.
Die in Spanien zulässige Unter-suchungshaft von zwei Jahren ohneÜberprüfung und eine weitere Ver-längerung bis zu vier Jahren, ohnedass die Dauer mit Ermittlungs-handlungen begründet werdenmuss, ermöglicht es, Untersu-chungshaft als Strafhaft zu miss-brauchen.
Wir sind erleichtert, dass Gabri-ele Kanze freigelassen wird. DieseFreilassung erfolgt 2 Jahre und achtMonate zu spät. 

• Marion Seelig (MdA) • SilkeStudzinsky (RAV) • Constanze Lin-demann (ver.di Fachbereich Medi-en, Kunst und Industrie Berlin-Brandenburg) • Dr. Rolf Gössner,(Internationale Liga für Menschen-rechte) • Prof. Dr. Wolf-Dieter Narr(Komitee für Grundrechte undDemokratie) • Otto Pfeiffer, (Bot-schafter a.D.) • Marcel Bosonnet(Demokratische Juristinnen undJuristen der Schweiz)

Spitzel in Hamburg
Nur dem Zufall ist es zu verdanken,dass Leute aus Hamburgs sozialenBewegungen einen VerdecktenErmittler des LKA enttarnen konn-ten. 

Für das Grundrechtekomiteeschrieb Heiner Busch: „Das Komi-tee für Grundrechte und Demokra-tie hält diese Bespitzelung für einenSkandal, allerdings einen, der inmehrerer Hinsicht erwartbar war.“
Die Presseerklärung ist auf derInternetseite veröffentlicht undkann gerne im Büro angefordertwerden.

Strafhaft wegen Flugblatt
Das Amtsgericht Cochem verurteil-te am 23.11.2004 vier gewaltfreieAtomwaffengegner zu Geld- undHaftstrafen. Sie hatten vor dem Flie-gerhorst Büchel Flugblätter verteilt,in denen sie gemeinsam mit ande-ren UnterzeichnerInnen die Solda-ten aufrufen, rechtswidrige Befehlezu verweigern. Sie begründeten,warum die in Büchel stationiertenAtombomben Völkerrecht undGrundgesetz widersprechen. 
Martin Singe und Elke Stevenhaben diesen Aufruf ebenfallsunterzeichnet. Elke Steven berichte-te über den Prozess. Pressemittei-lung und Bericht können im Büroangefordert werden und stehen imInternet.

©  Gottfried Müller



Das Jahrbuch 2003/2004 ist zumJahresende erschienen und an die(Förder)mitglieder verschickt. Alsthematischen Schwerpunkt habenwir diesmal „Armut, Kapitalismusund Menschenrechte“ gewählt.Armut in ihren verschiedenen For-men, wie sie bislang das Bild derLänder in Asien, Afrika und Latein-amerika geprägt hat, kehrt mit demneoliberalen Umbau des Sozial-staats auch nach Deutschlandzurück – nicht nur in verschämterWeise.
Das Jahrbuch – mit Monatska-lender und Dokumenten aus unse-rer Arbeit – kann zum Preis von 15,-Euro im Büro bestellt werden.

Resist-Strafprozesse

Die Prozesse gegen TeilnehmerIn-nen der Sitzblockaden vor der US-Airbase in Frankfurt werden auchnoch im kommenden Jahr fortge-setzt werden. Das Komitee begleitetdie Prozesse. Immerhin hat es in 2.Instanz beim Landgericht einenTeilerfolg gegeben. In drei Urteilenwurden Amtsgerichts-Verurteilun-gen wegen Nötigung aufgehoben.Es wurden lediglich Geldbußenwegen Ordnungswidrigkeit (Ver-stoß gegen das Versammlungsge-setz) angeordnet. Weitere Infos kön-nen gerne im Sekretariat angefor-dert werden.
Martin Singe

Appell zur deutschen 
Asyl- und Flüchtlingspolitik
Nicht in meinem Namen – 
wir werden uns widersetzen
Am 16.11.2004 wurden vom Frankfurter Flughafen die hochschwangereJenny Setiawan aus Indonesien, ihr pakistanischer Lebenspartner ImranFirasat und ihr Sohn Aman nach Indonesien abgeschoben. Sie bekundeten,in Pakistan werde eine interreligiöse Ehe unter Strafe gestellt, so dass sienicht hätten heiraten können. Das „Bundesamt für die Anerkennung aus-ländischer Flüchtlinge“ glaubte dem Paar nicht und unterstellte ihnen, ledig-lich ein „vermeintliches Paar“ zu sein. Eine anstehende Härtefallentschei-dung des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestags wurde nicht abge-wartet. Die Abschiebung scheiterte letztlich, weil der Bundesgrenzschutz not-wendige Papiere vergaß. Auf dem 24-stündigen Rückflug nach Frankfurtwurden Jenny Setiawan schmerzstillende Mittel verweigert. Der zweiteAbschiebeversuch wird behördlich vorbereitet.

Dies ist nur eine exemplarische Geschichte über eine versuchte Abschie-bung in Deutschland, die öffentlich geworden ist. In der alltäglichenAbschiebepraxis werden ständig menschenrechtliche Prinzipien verletzt. DieRede von der zu achtenden Würde des Menschen verkommt zur rhetori-schen Formel. 
Eine Debatte darüber, wie eine tatsächlich an den Menschenrechten ori-entierte Flüchtlings- und Asylpolitik hergestellt werden kann, wird kaumnoch geführt. Nach wie vor weigert sich die Bundesregierung, langjährig inDeutschland geduldeten Flüchtlingen ein Bleiberecht einzuräumen, „Men-schen ohne Papiere“ eine Chance auf Legalisierung und damit auf Integrati-on zu eröffnen, den Vorbehalt gegen die UN-Kinderrechtskonventionzurückzunehmen oder die UN-Konvention zum Schutz der Rechte allerWanderarbeitnehmer und ihrer Familien zu ratifizieren, um nur einige gra-vierende menschenrechtlich drängende Herausforderungen zu benennen. 
Statt dessen geht die Aufrüstung der „Festung Europa“ nach innen undaußen weiter, indem „Ausreiselager“, euphemistisch „Ausreiseeinrichtun-gen“ genannt, im Zuwanderungsgesetz verankert werden, und über den Bauvon Auffanglagern („Empfangszentren“) in Nordafrika öffentlich nachge-dacht wird. Im Abwehrkampf gegen Flüchtlinge und Immigranten treten inDeutschland offensichtlich menschenrechtliche Maßstäbe in den Hinter-grund. 
Diese Politik geschieht nicht in unserem Namen, sie repräsentiert nichtunseren politischen Willen und unsere ethisch-politischen Überzeugungen.
Wir betrachten die Kritik der bundesdeutschen Asyl- und Flüchtlings-politik als Verpflichtung und werden uns im Rahmen unserer politischenund beruflichen Möglichkeiten dafür einsetzen, dieser Politik jede direkteund indirekte Unterstützung zu verweigern sowie über ihre inhumanen Kon-sequenzen aufzuklären.

Albert Scherr
Den Appell haben wir kurzfristig vor allem per email versandt und im Internet publi-
ziert. Bis zum 10. Dezember 2004, dem Tag der Menschenrechte, an dem wir den
Appell veröffentlicht haben, hatten mehr als 150 Personen unterzeichnet. 

„... denn ich glaube an die Kraft
unserer Herzen“ – 188 Plädoyers für Frieden
Rund 200 der 370 TeilnehmerIn-nen der vom Komitee im Sommer2004 veranstalteten isarelisch-palä-stinensischen Seminare haben inKurzstatements ihre zentralen Ein-

drücke über diese Begegnung for-muliert. Die Texte liegen nun indeutscher Übersetzung vor undkönnen im Sekretariat angefordertwerden.


